
A 1

CEF

1. Art der baulichen Nutzung

"Allgemeines Wohngebiet" (WA) i.S.d. § 4 BauNVO

2. Maß der baulichen Nutzung

    Nutzungsschablone

             Teilgebiet

Art der baulichen Nutzung Anzahl der max. zulässigen Vollgeschosse

Grundflächenzahl (GRZ) Geschossflächenzahl (GFZ)

Bauweise Hausform

         max. zulässige Firsthöhe (FH), Dachneigung

                    Dachform, Dachneigung

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

o offene Bauweise

E Einzelhäuser

D Doppelhäuser

Baugrenze

geplante Grundstücksgrenzen

4. Verkehrsflächen

Straßenverkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie

öffentliche Parkfläche

öffentlicher Gehweg

bestehender Wirtschaftsweg

5. Grünflächen

Spielplatz

öffentliche Grünfläche

private Grünfläche

6. Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz
    und die Regelung des Wasserabflusses

Regenrückhaltebecken

7. Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen oder für die Gewinnung von Boden-
   schätzen

Flächen für Aufschüttungen

Flächen für Abgrabungen

8. Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und
                    sonstigen Bepflanzungen

Anpflanzung von Bäumen

Erhalt von Bäumen

Anpflanzung von Sträuchern

9. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen
    zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft

Ausgleichsfläche

CEF-Fläche

Flächen für Ausgleichs-/ Ersatzmaßnahmen

10. Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, z.B. von Baugebieten, oder
Abgrenzung des Maßes der Nutzung innerhalb eines Baugebiets
(z.B. § 16 Abs. 5 BauNVO)

festgesetzter unterer Bezugspunkt

bestehende Grundstücksgrenzen

Gemarkung - Flustücksnummern

11. Hinweise

vorgeschlagene unverbindliche Anordnung von Gebäuden

Maßangabe in Metern

Höhenlinien im 1,0 m Raster
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VERFAHRENSVERMERKE
-----------------------------------------------

a) Der Gemeinderat Wieseth hat in seiner Sitzung am 13.11.2019 die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 
7 „Bratfeld-West“ für ein Allgemeines Wohngebiet mit integriertem Grünordnungsplan nach § 13b BauGB 
als Bebauungsplan zur Einbeziehung von Außenbereichsflächen beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss
wurde am 27.11.2019 ortsüblich bekannt gemacht.

b) Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 2 i. V. m. § 3 Abs. 2 BauGB mit öffentlicher 
Darlegung und Anhörung für den Entwurf des Bebauungsplanes Nr 7 „Bratfeld-West“ mit integriertem 
Grünordnungsplan und Begründung in der Fassung vom __.__.2020 hat in der Zeit vom __.__.2020 bis 
einschließlich __.__.2020 stattgefunden.

c) Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden 
gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 3 i. V. m. § 4 Abs. 2 und § 2 Abs. 2 BauGB mit öffentlicher Darlegung und 
Anhörung für den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 7 „Bratfeld-West“ mit integriertem Grünordnungsplan 
und Begründung in der Fassung vom __.__.2020 hat in der Zeit vom __.__.2020 bis einschließlich 
__.__.2020 stattgefunden.

d) Der Gemeinderat Wieseth hat mit Beschluss vom __.__.2020 den Bebauungsplan Nr. 7 „Bratfeld-West“ 
zur Einbeziehung von Außenbereichsflächen nach § 13b BauGB in der Fassung vom __.__.2020 gemäß § 
10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen.

Wieseth, den __.__.2020

................................................................
      Walter Kollmar, 1. Bürgermeister

(Siegel)

e) Der Bebauungsplan Nr. 7 "Bratfeld-West" wird hiermit als Satzung ausgefertigt:

Wieseth, den __.__.2020

................................................................
       Walter Kollmar, 1. Bürgermeister

(Siegel)

f) Der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 7 „Bratfeld-West“ für ein Allgemeines Wohngebiet mit 
integriertem Grünordnungsplan nach § 13b BauGB als Bebauungsplan zur Einbeziehung von 
Außenbereichsflächen wurde am __.__.2020 gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der 
Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten.

Wieseth, den __.__.2020

................................................................
       Walter Kollmar, 1. Bürgermeister

(Siegel)

NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN, HINWEISE UND EMPFEHLUNGEN

1. Wasserwirtschaft

1.1 Die Entwässerung erfolgt über ein Trennsystem. Anfallendes Schmutzwasser ist dem öffentlichen 
Kanalnetz zuzuleiten.

1.2 Können Kellergeschosse aufgrund ihrer Höhenlage zum Hauptkanal nicht im Freispiegelgefälle in die 
Hauptkanalisation entwässert werden, sind zur Entwässerung der Kellergeschosse Abwasserhebe-
anlagen in die Gebäude einzubauen.

1.3 Das unbelastete Niederschlagswasser von Dach-, Grundstücks- und Straßenflächen wird über ein ge- 
trenntes Leitungssystem dem geplanten Regenrückhaltebecken zugeleitet.
Der Einbau von Zisternen auf den Privatgrundstücken zur Nutzung des Niederschlagswassers zur 
Gartenbewässerung oder als Brauchwasser wird empfohlen. Die innerhäusliche Verwendung von 
Brauchwasser aus den Zisternen ist bei der Gemeinde Wieseth zu beantragen.

2. Denkmalpflege

Archäologische Bodenfunde während der Bauarbeiten sind nach Art. 8 des Denkmalschutzgesetzes 
unverzüglich dem Landesamt für Denkmalpflege oder dem Landratsamt Ansbach als Untere Denkmal- 
schutzbehörde zu melden.

3. Schutzzonen

Bei der Durchführung von Baumpflanzungen ist zu beachten, dass Bäume in mindestens 2,50 m 
Entfernung von unterirdischen Fernmeldeanlagen und Kabeltrassen gepflanzt werden.

4. Grenzabstand von Pflanzen

Auf Nachbargrundstücken sind die Art. 47 - 52 des Ausführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch 
(AGBGB) zu beachten.
Danach ist bei Pflanzung von Bäumen, Sträucher, Hecken, Weinstöcken und Hopfenstöcken ein Abstand 
von 2,0 m zur Grenze des Nachbargrundstücks einzuhalten, wenn die Pflanzen höher als 2,0 m werden. 
Für Pflanzen mit einer Höhe bis zu 2,0 m ist ein Abstand von 0,5 m ausreichend.
Gegenüber landwirtschaftlichen Grundstücken ist mit Bäumen von mehr als 2,0 m Höhe ein Abstand von 
4,0 m einzuhalten.

5. Landwirtschaft

Emissionen, vor allem Staub, Geruch und Lärm, die durch eine ordnungsgemäße landwirtschaftliche 
Nutzung der angrenzenden Flächen entstehen und sich nachteilig auf das Baugebiet auswirken könnten, 
sind zu dulden.

B Grünordnerische Festsetzungen
---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

1. Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a 
BauGB)

1.1 Auf den festgesetzten privaten Grünflächen mit Pflanzbindung sind freiwachsende zweireihige 
Strauchhecken anzulegen. Bei der Pflanzung ist in den Reihen ein Pflanzabstand von ca. 0,8 m 
einzuhalten, zwischen den Reihen ist ein Abstand von ca. 1,0 m einzuhalten. Für die Pflanzung sind die in 
Artenliste A aufgeführten Gehölze zu verwenden. Der Anteil der dornreichen Straucharten 
(gekennzeichnet mit *) muss mind. 30 % betragen, damit die Anforderungen der Vermeidungsmaßnahme 
V 2 (s. unter C Artenschutzrechtliche Festsetzungen) erfüllt sind.
Die Pflanzung hat spätestens 1 Jahr nach Bezugsfertigkeit des Gebäudes zu erfolgen. Sie ist dauerhaft zu 
unterhalten und zu pflegen; Ausfälle sind zu ersetzen.

1.2 Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind landschaftsgerecht zu gestalten und dauerhaft zu pflegen. 
Pro Grundstück ist je angefangener 300 m² Grundstücksfläche mindestens 1 hochstämmiger Laubbaum 
mit einem Stammumfang von 12 bis 14 cm zu pflanzen. Empfohlen werden die in Artenliste B aufgeführten 
Baumarten. Alternativ kann ein Obstbaum-Hochstamm gepflanzt werden (Mindestqualität: HSt, 3xv, mB, 
StU 7 cm), zur Sortenwahl wird auf die Liste des Landschaftspflegeverbandes Mittelfranken 
„Empfehlenswerte Obstsorten für Mittelfranken“ verwiesen.
Die Pflanzung hat spätestens 1 Jahr nach Bezugsfertigkeit des Gebäudes zu erfolgen. Sie ist dauerhaft zu
unterhalten und zu pflegen; Ausfälle sind zu ersetzen.

1.3 Auf den nicht überbauten privaten Grundstücksflächen dürfen keine „Schottergärten“ oder „Kiesgärten“ an-
gelegt werden, bei denen die Flächen mit Schotter, Kies, Splitt oder anderem losen Gesteinsmaterial 
gestaltet werden.

1.4 Die anerkannten Regeln der Technik hinsichtlich der Gehölzpflanzungen sind einzuhalten.

1.5 Auf den festgesetzten öffentlichen Grünflächen ohne Strauchsymbol ist eine Wiesenansaat mit regionalem 
Saatgut vorzunehmen. Diese Flächen sind zweimal jährlich nach dem 15. Juni und nach dem 1. August zu 
mähen; das Mähgut ist abzufahren. Der Einsatz von Düngemitteln oder Pflanzenschutzmitteln sowie das 
Mulchen der Flächen sind nicht zulässig.

1.6 Artenlisten

Artenliste A: Artenliste B:
Acer campestre Feld-Ahorn Acer campestre Feld-Ahorn
Carpinus betulus Hainbuche Carpinus betulus Hainbuche
Cornus mas Kornelkirsche Malus sylvestris Wild-Apfel
Corylus avellana Hasel Sorbus aria Mehlbeere
Crataegus monogyna* Eingriffliger Weißdorn* Sorbus torminalis Elsbeere
Crataegus laevigata* Zweigriffliger Weißdorn*
Ligustrum vulgare Gemeiner Liguster Mindestqualität:
Lonicera xylosteum Rote Heckenkirsche Hochstamm, 10/12 cm StU
Prunus spinosa* Schlehe*
Rosa canina* Hunds-Rose*
Sambucus nigra Schwarzer Holunder
Viburnum lantana Wolliger Schneeball
Viburnum opulus Gemeiner Schneeball
(* dornreiche Straucharten)

Mindestqualität:
2x verpflanzte Sträucher, 60/100 cm

2. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege oder zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Zur Begrenzung der Bodenversiegelung sind Flächen wie Stellplätze oder Garagenzufahrten mit 
versickerungsfähigen Belägen zu versehen, wenn keine wasserrechtlichen Bestimmungen 
entgegenstehen. Geeignete Belagarten sind z. B. Rasengittersteine, Pflaster mit Rasen- , Drain- oder 
Sickerfugen oder wassergebundene Decken.

C Naturschutzrechtliche Festsetzungen
-------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 i. V. m. § 9 Abs. 1a BauGB werden die Ausgleichsflächen im vorliegenden 
Bebauungsplan dargestellt und festgesetzt. Die Ermittlung des Umfans der Ausgleichsmaßnahmen sowie 
die detaillierten Maßnahmenbeschreibungen sind aus dem Umweltbericht zum Bebauungsplan zu 
entnehmen und entsprechend umzusetzen.

1. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege oder zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB i. V. m. § 9 Abs. 1a BauGB)

Ausgleichsfläche A 1
Maßnahmenfläche Fl.-Nr. 2421 (Teilfläche), Gemarkung Wieseth, Gemeinde Wieseth
Größe ca. 130 m²

D Artenschutzrechtliche Festsetzungen
-------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Aufgrund der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung sind folgende zum Artenschutz nach § 44 Abs. 5 
Nr. 3 BNatSchG erforderliche Maßnahmen festzusetzen und zu beachten bzw. umzusetzen. Hierzu wird 
auch auf die detaillierte Erläuterung der Maßnahmen in der Begründung verwiesen, die zu beachten ist.

1. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege oder zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB i. V. m. § 9 Abs. 1a BauGB und § 44 Abs. 5 BNatSchG)

1.1 Maßnahmen zur Vermeidung

Vermeidungsmaßnahme V 1
Durchführung der Rodungs- und Beräumungsmaßnahmen (z. B. Abschieben von Oberboden) zur 
Vorbereitung des Baufeldes außerhalb der Brutzeit von Vogelarten, d. h. nicht von Anfang März bis Ende 
September

Vermeidungsmaßnahme V 2
Pflanzung von Gebüschen mit mindestens 30%-Anteil an Dornsträuchern an den künftigen Rändern der 
Planungsfläche, als potenzielles Brutplatzangebot für heckenbewohnende Vogelarten (Dorngrasmücke, 
Goldammer) zur Vermeidung von langfristigem Lebensraumverlust.
Diese Vermeidungsmaßnahme ist durch die Festsetzung der Randeingrünung auf den privaten 
Grundstücken mit Pflanzbindung und der Verwendung der Artenliste A mit einem 30%igen Anteil an 
dornreichen Sträuchern festgesetzt.

1.2 Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität (CEF)

CEF-Maßnahme CEF 1
Anlage von zwei Blühstreifen als Ersatzhabitate für Feldlerchen
Für den Verlust von zwei Feldlerchen-Brutrevieren sind zwei Blühstreifen als Ersatzhabitate anzulegen mit 
einer Größe von jeweils ca. 2.000 m².

Maßnahmenfläche: Fl.-Nr. 2580 (Teilfläche) und Fl.-Nr. 2582 (Teilfläche) - Gemarkung Wieseth
Größe:  ca. 4.000 m²

Eine detaillierte Beschreibung zur Umsetzung der Maßnahme CEF 1 auf Teilflächen der Flurstücke Fl.-Nr. 
2580 und 2582, Gemarkung Wieseth, ist in der Begründung zum Bebauungsplan enthalten; die Umsetzung
hat entsprechend diesen Vorgaben zu erfolgen.

CEF-Maßnahme CEF 2
Aufhängen von drei Nistkästen für kleine höhlen- und halbhöhlenbewohnende Vogelarten
(Zielart: Feldsperling)

CEF-Maßnahme CEF 3
Aufhängen von drei Nistkästen für kleine Fledermausarten, insbesondere flache spaltenförmige Kästen, 
sogenannte wartungsarme Flachnistkästen

Die Nistkästen der Maßnahmen CEF 2 und CEF 3 sind im Bereich des Baumbestandes im Plangebiet zu 
verhängen. Zur Auswahl geeigneter Nistkästen wird auf die Begründung zum Bebauungsplan verwiesen.

3.4 Die Höheneinstellung der Gebäude wird wie folgt festgesetzt

in Teilgebiet 1:
bei einer Dachneigung bis 35° ist eine maximale Firsthöhe von 8,50 m zulässig,
bei einer Dachneigung über 35° ist eine maximale Firsthöhe von 9,50 m zulässig

in Teilgebiet 2:
ist maximal zulässig eine Traufhöhe von 9,0 m und eine Firsthöhe von 12,0 m.

3.5 Als unterer Bezugspunkt für die max. zulässige Firsthöhe ist die fertige Straßenhöhe heranzuziehen, die 
Lage des unteren Bezugspunktes ist im Planteil für jedes Grundstück gekennzeichnet.

4. Dächer (Art. 81 BayBO)

4.1 Es sind alle Dachformen mit einer Dachneigung von 0° bis 48° zulässig; eine Ausnahme gilt für Pultdächer: 
für Pultdächer (PD) ist eine max. Dachneigung von 15° zulässig.

4.2 Die Festsetzungen zu den max. zulässigen Firsthöhen bzw. Traufhöhe in den jeweiligen Teilgebieten und 
in Abhängigkeit von der Dachneigung sind zu beachten.

4.3 Bei einer Dacheindeckung mit Ton- oder Betondachsteine sind die Farbtöne rot, rotbraun oder anthrazit 
vorgeschrieben.

4.4 Bei Flach- oder Pultdächern sind auch andere Dachdeckungsmaterialien zulässig.

4.5 Die Hauptfirstrichtung der Gebäude bzw. eine Gebäudeseite ist parallel oder rechtwinklig zur angren- 
zenden Erschließungsstraße oder zu den Grundstücksgrenzen anzuordnen.

4.6 Dachaufbauten sind als Schlepp- oder Satteldachgauben, auch mit Krüppelwalm, bis max. ein Drittel der 
Hauslänge zulässig.
Die Dacheindeckung hat mit dem Material der Eindeckung des Hauptdaches zu erfolgen.
Der Abstand vom Ortgang sowie von Gauben untereinander muss mindestens 1,50 m betragen.
Die Oberkanten der Gauben müssen mindestens 1,0 m unterhalb des Hauptfirstes liegen.

5. Fassaden (Art. 81 BayBO)

Grelle und fernwirkende Fassadenfarben sind nicht zulässig.

6. Garagen, Carports, Stellplätze und Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

Es gelten die Abstandsflächen nach der Bayerischen Bauordnung (BayBO).

6.1 Garagen und Carports sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche (Baugrenze) zulässig.

6.2 Vor Garagen und Carports ist zur öffentlichen Verkehrsfläche ein Stauraum von mindestens 5,0 m 
einzuhalten.

6.3 Der Stauraum darf im Zufahrtsbereich weder eingezäunt noch mit einer Kette oder dgl. abgeschlossen 
werden.

6.4 Für Garagen und Carports sind alle Dachformen zulässig.

6.5 Bei der Errichtung von Grenzgaragen sind diese bei beidseitigem Anbau mit der gleichen Dachform und 
Dachneigung auszuführen.

6.6 Pro Wohneinheit (WE) sind Stellplätze nachzuweisen

in Teilgebiet TG 1:
mindestens 2 Stellplätze je Wohneinheit (WE)

in Teilgebiet TG 2:
mindestens 1,5 Stellplätze je Wohneinheit (WE).

6.7 Stellplätze, Garagenzufahrten, Fußwege und Aufenthaltsflächen sind mit versickerungsfähigen Belägen zu 
versehen (z.B. Rasengittersteine, Pflaster mit Rasen-, Drain- oder Sickerfugen oder wassergebundene 
Decken), wenn keine wasserrechtlichen Bestimmungen entgegenstehen.

6.8 Oberflächenwasser von privaten Grundstücken darf nicht auf öffentliche Flächen geleitet werden. Bei einer 
Neigung privater Grundstücksflächen zu öffentlichen Flächen hin sind entsprechende Entwässerungs- 
einrichtungen zur Ableitung von Oberflächenwasser über Privatgrund zu schaffen.

6.9 Nebenanlagen sind nur innerhalb der überbaubaren Fläche und mit einer max. Traufhöhe von 3,0 m 
zulässig.

7. Einfriedungen (Art. 81 BayBO)

7.1 Einfriedungen entlang der Straße und zu öffentlichen Flächen sind als Zäune aus Holz, holzähnlichem 
Material oder Metall mit einer max. Höhe von 1,2 m zulässig. Sockel sind bis zu einer Höhe von 30 cm 
über der angrenzenden öffentlichen Fläche (Gehweg, Fahrbahn) zulässig; zur freien Landschaft hin sind 
keine Sockel zulässig.

7.2 Zwischen den Grundstücken sind hinterpflanzte Zäune ohne Sockel (Holz- und holzähnliche Zäune, Metall- 
oder Maschendrahtzäune) sowie Hecken aus heimischen Laubgehölzen zulässig.

7.3 Stützmauern sind bis zu einer Höhe von 1,0 m zulässig.

8. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB i. V. m. § 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB)

Aufschüttungen, Abgrabungen, Böschungen und Betonrückenstützen, die zur Herstellung des 
Straßenkörpers oder zum Ausgleich der Höhenunterschiede zwischen den öffentlichen Verkehrsflächen 
und Baugrundstücken erforderlich sind, sind vom Angrenzer auf dem Privatgrundstück zu dulden.

9. Aufschüttungen und Abgrabungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB)

9.1. Im Plangebiet sind entsprechend der Planzeichnung Aufschüttungs- und Abgrabungsflächen zeichnerisch 
dargestellt. Innerhalb dieser festgesetzten Flächen wird das Gelände neu festgelegt. Als neue 
Geländehöhe gelten die für die Bebauung neu angelegten Straßen und die daraus resultierenden neu 
angelegten Geländeflächen. Die Abgrabungs- und Aufschüttungsflächen gleichen sich entlang der 
Randbereiche an das bestehende Gelände an.
Der max. Abtrag beträgt ca. 2,0 m, die max. Auffüllhöhe liegt bei ca. 2,0 m.

9.2 Auf den privaten Grundstücken sind Geländemodellierungen bis max. 1,0 m zulässig. Die in dem 
Zusammenhang erforderlichen Böschungen oder anderen Sicherungsmaßnahmen sind auf dem jeweiligen 
Grundstück zu errichten.

9.3 Dem Bauantrag sind Geländeschnitte mit Höhenangaben zu den vorhandenen und den geplanten Höhen 
beizufügen.

10. Photovoltaikanlagen und Anlagen für Solarthermie

10.1 Photovoltaikanlagen und Anlagen für Solarthermie sind im Plangebiet zulässig.

10.2 Die für die jeweiligen Teilgebiete TG 1 und TG 2 festgesetzten maximal zulässigen Firsthöhen sind bei der 
Errichtung einer Photovoltaikanlage oder einer Anlage für Solarthermie einzuhalten.

10.3 Eine Aufständerung der Photovoltaikanlagen auf den Dachflächen ist nicht zugelassen.

Die Gemeinde Wieseth erlässt aufgrund

- des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S.
3634), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 08. August 2020 (BGBl. I S. 1728)

- der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke - Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786),

- der Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 
(Planzeichenverordnung - PlanZV 90) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert 
durch Art. 3 des Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057),

- der Bayerischen Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. August 2007 (GVBl. 
S.588), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Änderung der Bayerischen Bauordnung vom 24. Juli 2020
(GVBI. S. 381),

- des Gesetzes über Naturschutz und Landschaftspflege – Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 290 des 
Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328),

- Artikel 23 der Gemeindeordnung (GO) für den Freistaat Bayern, in der Fassung vom 22. August 1998 
(GVBl. S. 796), zuletzt geändert durch § 3 des Gesetzes vom 24. Juli 2020 (GVBI. S. 350),

folgende Satzung über den

Bebauungsplan Nr. 7 „Bratfeld - West“
mit Grünordnungsplan

(Bebauungsplan zur Einbeziehung von Außenbereichsflächen gemäß § 13b BauGB)

§ 1 Geltungsbereich
Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes gilt der ausgearbeitete Bebauungsplan in der Fassung vom 
__.__.2020 mit den auf diesem vermerkten textlichen Festsetzungen. Der Bebauungsplan besteht aus der 
Planzeichnung, den daneben vermerkten textlichen Festsetzungen und der Begründung, jeweils in der Fassung 
vom __.__.2020
Der Geltungsbereich wird wie folgt begrenzt:

- im Nordwesten durch die Fl.-Nrn. 80/3 (Teilfläche), 2414 und 2415 der Gemarkung Wieseth
- im Nordosten durch die Fl.-Nrn. 2419 (Teilfläche), 2420 (Teilfläche) und 2427 (Teilfläche) der Gemarkung 

Wieseth
- im Südosten durch die Fl.-Nrn. 958/1, 958/7, 958/12, 958/5, 938 (Teilfläche), 939, 940, 941, 941/6 

(Teilfläche) und 80/2 (Teilfläche) der Gemarkung Wieseth
- im Südwesten durch die Fl.-Nrn. 728, 2320 und 2321 (Teilfläche) der Gemarkung Wieseth

und beinhaltet folgende Flurnummern:
80/2 (Teilfläche), 80/3 (Teilfläche), 2419 (Teilfläche), 2420 (Teilfläche), 2421, 2422, 2423 und 2424 der 
Gemarkung Wieseth, Gemeinde Wieseth.

§ 2 Bestandteile der Satzung
Der Bebauungsplan Nr. 7 „Bratfeld - West“ in der Fassung vom __.__.2020, der A. Planteil, die B. Plan- 
zeichenerklärung, die C. Textlichen Festsetzungen (A. Planungsrechtlichen Festsetzungen, B. Grün- 
ordnerischen Festsetzungen und die C. Artenschutzrechtlichen Festsetzungen) und die Nachrichtlichen 
Übernahmen, Hinweise und Empfehlungen bilden den Bebauungsplan Nr. 7 „Bratfeld - West“.

§ 3 Inkrafttreten
Der Bebauungsplan Nr. 7 „Bratfeld - West“ (s. § 2) wird mit der Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses 
gemäß § 10 Abs. 3 Satz 4 Baugesetzbuch (BauGB) rechtsverbindlich.

Wieseth, den __.__.2020 …………………………………………………………
          Walter Kollmar, 1. Bürgermeister Siegel

C. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

A Planungsrechtliche Festsetzungen
-------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

1.1 Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 7 „Bratfeld - West“ wird entsprechend der 
Planzeichenverordnung als Allgemeines Wohngebiet (WA) gemäß § 4 BauNVO festgesetzt.

1.2 Zulässig sind gemäß § 4 Abs. 2 BauNVO Wohngebäude. Alle anderen nach § 4 Abs. 2 und Abs. 3 
BauNVO zulässigen oder ausnahmsweise zulässigen Nutzungen sind ausgeschlossen.

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 6 BauGB)

2.1 Für das ausgewiesene Allgemeine Wohngebiet (WA) gilt als höchstzulässiges Maß der baulichen Nutzung 
gemäß § 17 Abs. 1 BauNVO

in Teilgebiet 1:
eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 und eine Geschossflächenzahl (GFZ) von 0,8

in Teilgebiet 2:
eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 und eine Geschossflächenzahl (GFZ) von 1,2.

2.2 Im ausgewiesenen Plangebiet sind entsprechend der Planzeichnung maximal zulässig

in Teilgebiet 1 maximal 2 Vollgeschosse (max. II):
entweder Erdgeschoss und 1. Obergeschoss jeweils als Vollgeschoss und Dachgeschoss kein
Vollgeschoss
oder Erdgeschoss und Dachgeschoss jeweils als Vollgeschoss

in Teilgebiet 2 maximal 3 Vollgeschosse (max. III):
entweder Erdgeschoss und 1. und 2. Obergeschoss als Vollgeschoss und Dachgeschoss kein Voll- 
geschoss
oder Erdgeschoss, 1. Obergeschoss und Dachgeschoss jeweils als Vollgeschoss.

2.3 Die Zahl der Wohneinheiten ist begrenzt

in Teilgebiet 1:
auf max. 2 Wohneinheiten (max. 2 WE) je Einzelhaus bzw. je Doppelhaushälfte

in Teilgebiet 2:
auf max. 6 Wohneinheiten (max. 6 WE) je Einzelhaus.

3. Bauweise, Baugrenze (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Es gelten die Abstandsflächen nach der Bayerischen Bauordnung (BayBO).

3.1 Im ausgewiesenen Plangebiet gilt die offene Bauweise (o) gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO.

3.2 In der offenen Bauweise sind Gebäude mit seitlichem Grenzabstand zulässig

in Teilgebiet 1:
als Einzelhäuser (E) und Doppelhäuser (D)

in Teilgebiet 2:
als Einzelhäuser (E).

3.3 Die überbaubaren Grundstücksflächen sind entsprechend der Planzeichnung durch Baugrenzen gemäß § 
23 Abs. 3 BauNVO festgesetzt. Gebäude und Gebäudeteile dürfen die Baugrenzen nicht überschreiten.


